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INHALT 

 Stadtentwicklung

 Kriminalität

Stadtteile sollen bei großen 
Bauvorhaben vor Ort mehr 
Zusicherungen erhalten.

Sicherheitsberichte sollen die 
reale Kriminalitätslage besser 
beleuchten.

Abbiegeassistent  
für Fuhrpark

Um ein Zeichen gegen 
Abbiegeunfälle von Lkw 
zu setzen, bei denen Rad-
fahrerInnen und Fußgän-
gerInnen häufig schwer 
verletzt oder gar getötet 
werden, rüstet Bremen 
seinen Fuhrpark auf grüne 
Initiative mit Abbiegeas-
sistenten aus. Eine vom 
Bundesrat befürwortete 
Pflicht, Lkws mit dieser 
Sicherheitstechnik auszu-
statten, lässt auf sich war-
ten. „Wir setzen ein Zei-
chen für mehr Verkehrssi-
cherheit. Abbiegeassisten-
ten retten Leben“, so Ver-
kehrspolitiker Ralph Saxe.
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Grünen-Fraktion stellt Große Anfrage, um vom Senat 
konzeptionelle Ideen zu erfahren. 

m der Verkehrswende mehr 
Schwung zu verleihen, will die 
Grünen-Fraktion die Mittel für 

den Radverkehr ab 2020 vervierfachen. 
Bremen soll dann jährlich 26 Euro pro 
EinwohnerIn in die Rad-Infrastruktur 
investieren.  Zum Vergleich: Der Auto-
verkehr kostet pro Jahr gut 100 Euro pro 
Kopf. Damit die Verbesserungen dann 
auch geplant und umgesetzt werden 
können, machen sich die Grünen zudem 
für eine personelle Aufstockung um bis 
zu zehn Stellen stark. Außerdem soll für 
den Fußverkehr ein eigener Haushalts-
posten veranschlagt werden. „Der Umbau 
Bremens zur Fahrradstadt muss weiter 
voranschreiten. Das ist eine Investition 

in den Klimaschutz. Die Stadt profitiert 
davon, wenn noch mehr  Menschen Rad 
fahren oder zu Fuß gehen: Die Lärmbe-
lastung sinkt, die Luftqualität verbessert 
sich, die Lebensqualität steigt. Um die 
Verkehrswende voranzutreiben, müssen 
wir mit der Infrastruktur Anreize zum 
Umstieg schaffen. Dazu gehören mehr 
Radpremiumrouten, Rad- und Fußbrüc-
ken über die Weser, breitere Rad- und 
Gehwege, mehr Zebrastreifen, verkürzte 
Wartezeiten an Fußgängerampeln. Das 
kostet Geld“, so der verkehrs- und klima-
politische Sprecher Ralph Saxe.

Das Positionspapier findet sich hier: 
www.gruene-fraktion-bremen.de

U

ber die Europäische Union 
fanden einst kriegführende 
Nationalstaaten einen Weg 

der Zusammenarbeit, die den Men-
schen dauerhaften Frieden, Freiheit 
und Demokratie gebracht hat. An-
gesichts der anhalten-
den Versuche, Eur-
opa zu spalten, 
muss der eu-
ropäische 
Weg der 
Zusam-
m e n -
a r b e i t 
w e i -
te rent-
w i c k e l t 
w e r d e n . 
Frankreichs 
Präsident Ma-
cron hat dafür u.a.  
die Gründung Europäischer 
Universitäten angeregt. Die Grünen-
Fraktion will Bremen zum Standort 
einer Europa-Universität machen 
und lotet nun mit einer Großen 
Anfrage die Chancen dafür aus.

„Wissenschaft verträgt keine Na-
tionalismen. Das weltoffene Bremen 
mit seinen starken Hochschulen 
sowie seinen wirtschaftlichen und 
kulturellen Verflechtungen mit Eur-
opa sollte alles daran setzen, Stand-
ort einer Europäischen Universität 
zu werden. Bremen könnte damit 
seine Position im europäischen

Ü Forschungsraum sichern, die Inno-
vations- und Wettbewerbsfähigkeit 
fördern und sich aktiv an der nöti-
gen Erneuerung des europäischen 
Zusammenhalts beteiligen“, betont 
die europa- und wissenschafts-

politische Sprecherin 
Henrike Müller.

Europäische 
Unis könn-

t e n  I m -
pulse zur 
Bewäl -
t igung 
d e r 
großen 

europä-
i s c h e n 

H e r a u s -
forderungen 

wie etwa Klima-
schutz, Umweltschutz, 

soziale Sicherung, Weiterent-
wicklung der Raumfahrt  geben. 
„Europäische Universitäten könnten 
einen grenzüberschreitenden Dis-
kurs über europäische Grundwerte 
anstoßen und erforderliche Verän-
derungen in der EU vorschlagen. 
Sie könnten Antworten auf Migra-
tionsfragen, die Krise der liberalen 
Demokratie oder den Zerfall des so-
lidarischen Zusammenhalts liefern. 
Vor allem aber könnten sie die Idee 
der europäischen Integration neu 
beleben und für junge Menschen 
erlebbar machen“, so Henrike Müller.
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Brennpunkte 
genauer erfassen

Die Grünen-Fraktion will 
soziale Ungleichheiten in 
den Quartieren genauer 
erfassen und die Mittel-
ausstattung von Gebieten 
in den Programmen ‚Woh-
nen in Nachbarschaften 
(WiN)‘ und ‚Soziale Stadt‘ 
stärker am tatsächlichen 
Bedarf ausrichten. Mit den 
bisherigen Sozialindika-
toren wird der Blick auf 
einige Quartiere verzerrt – 
z.B. wenn sich der soziale 
Brennpunkt inmitten von 
gutbürgerlicher Nachbar-
schaft befindet. Die Folge: 
nur eine halbe statt der er-
forderlichen ganzen Stelle 
fürs Quartiersmanage-
ment. „Mit einem Perspek-
tivwechsel auf einzelne 
Baublöcke sorgen wir da-
für, dass die Mittel künftig 
den tatsächlichen Bedarf 
abdecken“, so die sozi-
alpolitische Sprecherin 
Sahhanim Görgü-Philipp.

 Europa
Die Grünen-Fraktion will 
Bremen zum Standort für eine 
Europa-Uni machen. S. 4



werden darin gar nicht erfasst. Um 
ein genaueres Bild von der Krimi-
nalitätslage und -entwicklung zu 
erhalten, will die Grünen-Fraktion 
die Polizeiliche Kriminalitätsstati-
stik alle zwei Jahre um Periodische 
Sicherheitsberichte ergänzen. Einen 
entsprechenden Gesetzentwurf hat 
die Fraktion nun vorgelegt.

„Um wirksame Konzepte zur Kri-
minalitätsbekämpfung entwickeln 
zu können, brauchen wir belastbare 
Daten. Die Polizeiliche Kriminalitäts-
statistik ist in erster Linie ein Arbeits-
nachweis der Polizei mit begrenzter 
Aussagekraft. Eine wackelige Stati-
stik reicht nicht, wenn  wir Fake News

E

Um die Stadtteile zu Partnern beim 
dringend erforderlichen Bau be-
zahlbarer Wohnungen zu machen, 
müssen die Interessen der gewach-
senen Quartiere in der Stadtent-
wicklung eine größere Bedeutung 
bekommen.

Verträge mit
Stadtteilen schließen

„Wer will, dass die neuen Projek-
te im Inneren der Stadt gelingen, 
muss sich um den Teil der Stadt 
kümmern, den es schon gibt – also 
um die Nachbarn in den gewach-
senen Quartieren. Wir wollen die 
Wachstumsschmerzen für die Bür-
gerInnen erträglicher machen. Wir 
schlagen vor, für die großen Projekte 
informelle Entwicklungsverträge 
auszuhandeln, in denen der Rahmen 
der Entwicklung beschrieben wird. 
Darin könnte z.B. festgelegt werden, 
wie das Bauland und das Grün, die 
Flächen für Sport und Freizeit und 
die Refugien für die Kinder verteilt

werden. Die gewachsenen Quartiere 
ändern sich ja auch. Daraus entsteht 
ein neuer Bedarf. Seien es Kinder-
gärten, Schulen oder Angebote für 
die Älteren, die in ihrer gewohnten 
Umgebung bleiben wollen“, erläu-
tert der stadtentwicklungspoliti-
sche Sprecher Robert Bücking den 
Vorstoß.

Das Positionspapier findet sich hier: 
www.gruene-fraktion-bremen.de

remen wächst, an vielen Stra-
ßenecken drehen sich die 
Kräne: Für gut 10.000 Woh-

nungen wird das Bauressort am 
Ende der Legislaturperiode die 
Baugenehmigungen erteilt haben 
– und dabei sind große Bauvor-
haben wie das Hulsberg-Quartier, 
die Gartenstadt Werdersee, das 
Brinkmann-Gelände, die Rennbahn, 
die früheren Areale von Cola und 
Könecke oder das Kellog‘s-Gelände 
noch gar nicht berücksichtigt. Al-
len Unkenrufen zum Trotz müssen 
am grünen Stadtrand keine Tra-
bantenquartiere aus dem Boden 
gestampft werden. Der Wohnungs-
bau im bereits vorhandenen Sied-
lungsgebiet schont die Natur und 
bietet mit der bereits vorhandenen 
Infrastruktur von Straßenbahnen 
bis zu Supermärkten viele Vorteile. 
Dennoch ist die Innenentwicklung 
nicht konfliktfrei: Die Menschen 
in den gewachsenen alten Stadt-
teilen fürchten mehr Verkehr oder 
beklagen den Verlust von Freiraum. 

und Angstmacherei  etwas entge-
gensetzen wollen. Dafür sind fun-
dierte Erkenntnisse nötig, wie sie 
Periodische Sicherheitsberichte auf 
Basis wissenschaftlicher Fakten und 
Analysen liefern. Dies kann die Kri-
minalitätsbekämpfung zielgerichte-
ter, die Arbeit der Sicherheitsbehör-
den effektiver und unsere beiden 
Städte am Ende deutlich sicherer 
machen“, erläutert der innenpoliti-
sche Sprecher Björn Fecker.

Die Periodischen Sicherheits-
berichte sollen unter Beteiligung 
von WissenschaftlerInnen aus den 
Bereichen Kriminologie, Soziologie 
und Psychologie auch Dunkelfeld-
studien  auf der Basis von Bevölke-
rungsbefragungen einbeziehen. Die 
Sicherheitsberichte umfassen einen 
mehrjährigen Zeitraum und enthal-
ten neben den statistischen Daten 
von Polizei und Justiz auch wissen-
schaftlich fundierte Bewertungen 
und Prognosen zu den verschie-
denen Kriminalitätsfeldern sowie 
Vorschläge zu ihrer Bekämpfung. 
„Bisher werden Sicherheitsgesetze 
viel zu oft nach Stimmungslage statt 
auf Basis gesicherter Fakten ge-
macht. Die Sicherheitsberichte sind 
ein probates Mittel, dies zu ändern“, 
unterstreicht Björn Fecker.

inen Überblick über das Krimi-
nalitätsgeschehen in Bremen 
und Bremerhaven liefert die 

jährliche Polizeistatistik. Sie ist aber 
zu ungenau, um daraus ein reales 
und umfassendes Bild der Sicher-
heitslage ableiten zu können. Straf-
taten, die nicht angezeigt wurden, 
sucht man darin vergeblich. Außer-
dem handelt es sich um eine reine 
Verdachtsstatistik – denn aufgeführt 
werden darin lediglich die ermittel-
ten Tatverdächtigen ohne Hinweis 
darauf, wie das anschließende 
Gerichtsverfahren ausgegangen 
ist. Bestimmte Bereiche wie Staats-
schutzdelikte oder Steuervergehen

Die Grünen-Fraktion fordert zur Ergänzung der Polizeistatistik wissenschaftlich 
fundierte Sicherheitsberichte inklusive Dunkelfeldstudien.

Stadtteile mehr einbeziehen

B

Kriminalität
wirksam bekämpfen
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